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1 Zweck und Anwendbarkeit dieser Empfehlungen 
 

1.1 Zielsetzungen 

Diese Empfehlungen richten sich an die zuständigen Behörden des VBS und die zuständi-

gen kantonalen Behörden, die insbesondere gemäss Art. 195 Abs. 4 MStG1 über die Dis-

ziplinarstrafgewalt verfügen. 

 

Zweck der vorliegenden Empfehlungen ist es, einerseits eine Abgrenzung zwischen dem 

Zuständigkeitsbereich der Militärjustiz und demjenigen der Behörden mit Disziplinarstrafge-

walt insbesondere nach Art. 195 Abs. 4 MStG vorzunehmen. Andererseits bezwecken sie 

die gleichmässige Durchsetzung des staatlichen Strafanspruchs und die Transparenz in 

der Strafzumessung, weshalb sie eine angemessene Vereinheitlichung bei der Strafzumes-

sung zu erreichen versuchen.  

 

 
1 Militärstrafgesetz vom 13. Juni 1927 (MStG; SR 321.0). 
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Die Empfehlungen streben an, eine möglichst rechtsgleiche Behandlung vergleichbarer 

Disziplinarfehler gewährleisten zu können. Gleichzeitig soll der gesetzliche Spielraum des 

Disziplinarstrafrechts ausgenützt werden, indem bei einigen Fallkonstellationen standard-

mässig ein leichter Fall angenommen wird. Damit werden die Voraussetzungen geschaffen, 

um beispielsweise bei erstmaligen Dienstversäumnissen eine rasche und spürbare Sank-

tion verhängen zu können. Die zeitnahe Intervention der disziplinierenden Behörden mit 

einer Sanktion ermöglicht eine zusätzliche präventive Wirkung, die von weiteren Dienstver-

säumnissen abhalten soll. 

 

1.2 Die Feststellung der Schuld im Rahmen der Strafzumessung 

In Disziplinarstrafverfahren ist das zu ahndende Unrecht naturgemäss gering, da in objek-

tiver und subjektiver Hinsicht stets ein leichter Fall vorliegen muss. Die jeweils zu beurtei-

lende Schuld weist nach Art und Intensität dementsprechend eine beschränkte Bandbreite 

auf, und auch die zur Verfügung stehenden Sanktionen im Disziplinarstrafverfahren liegen 

im Vergleich mit den strafrechtlichen Sanktionen des Militärstrafgesetzes im untersten Be-

reich. Diese Ausgangslage sowie die Absicht des Gesetzgebers, das Disziplinarstrafverfah-

ren auch für Truppenkommandanten und Behörden ohne juristische Vorkenntnisse an-

wendbar zu gestalten, rechtfertigen es, den Abklärungsaufwand für die Strafzumessung zu 

beschränken.  

 

Art. 182 Abs. 2 MStG verlangt, dass zur Beurteilung des Verschuldens «Beweggründe, 

persönliche Verhältnisse und militärische Führung […] zu berücksichtigen» sind. Gemäss 

Art. 200 Abs. 1 MStG sind Art und Umstände des vorgeworfenen Disziplinarfehlers mittels 

Anhörung des Beschuldigten zu ermitteln. Ausser Dienst kann die Anhörung zu Protokoll 

durch schriftliche Auskünfte ersetzt werden. In den durch eine Behörde zu behandelnden 

Fällen kommt daher nur die Anhörung mittels schriftlicher Auskünfte in Frage. Dies ge-

schieht bei Dienstversäumnissen in Form eines Fragebogens. Gemäss Art. 200 Abs. 1 

MStG kann das Verfahren auch dann fortgesetzt werden, wenn der Beschuldigte von der 

Möglichkeit zur Anhörung keinen Gebrauch macht. 

 

Der Charakter des Disziplinarstrafverfahrens gebietet es, Art und Umstände des vorgewor-

fenen Disziplinarfehlers lediglich summarisch zu erheben. Insbesondere ist auf eine Abklä-

rung der wirtschaftlichen Verhältnisse des Beschuldigten zu verzichten. Ebenso ist von der 

standardmässigen Erhebung einzelner Elemente der finanziellen Verhältnisse wie z.B. das 

Einkommen abzusehen, da diese Einzelinformationen weder überprüfbar sind noch bezüg-

lich ihrer Relevanz gewichtet werden können. Das Einholen von Informationen bei Arbeit-

gebern oder Angehörigen ist unzulässig und in jedem Fall zu unterlassen. Äussert sich der 

Beschuldigte jedoch im Rahmen der schriftlichen Anhörung zu seinen finanziellen Verhält-

nissen, so sind diese Informationen im Rahmen der Strafzumessung angemessen zu be-

rücksichtigen.  

 

1.3 Empfohlene Disziplinarbussen als Regelstrafen 

Die Disziplinarbussen sind in den Empfehlungen ziffermässig bewusst fixiert. Für Abstufun-

gen in Bezug auf die hier empfohlenen Regelstrafen im Rahmen der Strafzumessung ge-

mäss Art. 182 Abs. 2 MStG sowie wegen besonders erschwerender oder besonders er-

leichternder Umstände bleibt daher nur beschränkt Raum. Diese Empfehlungen hindern die 

zivilen Behörden mit Disziplinarstrafgewalt allerdings nicht, eine ihrer Überzeugung ent-

sprechende schuldangemessene Sanktion im Sinne von Art. 182 Abs. 2 MStG auszuspre-

chen. Ebenso wenig beabsichtigen sie, den Ermessensspielraum der zivilen Disziplinar-

strafbehörden einzuschränken. Selbstverständlich ist eine disziplinarische Bestrafung auch 

ausserhalb der erwähnten Referenzsachverhalte möglich. 
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1.4 Nichtanwendbarkeit der Empfehlungen  

Diese Empfehlungen sind nicht anwendbar auf das Nichteinrücken in einen Assistenz- oder 

Aktivdienst. Hier ist grundsätzlich auch beim erstmaligen Versäumnis eine Voruntersu-

chung durch die Militärjustiz zu beantragen. 
 

2 Empfehlungen zur Disziplinarstrafpraxis 
 

2.1 Referenzsachverhalte 
 

1. Der Beschuldigte rückte nicht in den Militärdienst ein, wobei er keine Zeit für den Dienst 
hatte (z.B. wegen Lehre/Ausbildung, Beruf etc.) und verpasst hatte, sich darum zu küm-
mern. 

2. Der Beschuldigte rückte nicht in den Militärdienst ein, wobei er im Vorfeld des Dienstes 
ein Dienstverschiebungsgesuch gestellt und gedacht hatte, dass die Sache damit erledigt 
wäre und er nicht einrücken musste. 

3. Der Beschuldigte rückte nicht in den Militärdienst ein, wobei er den Dienst aus den Augen 
verlor und vergass. 

4. Der Beschuldigte rückte nicht in den Militärdienst ein, wobei er eigentlich Zivildienst leis-
ten will, es aber zu einem Missverständnis im Zusammenhang mit dem Gesuch um Zu-
lassung zum Zivildienst kam bzw. er sich nicht rechtzeitig darum gekümmert hatte. 

5. Der Beschuldigte rückte nicht in den Militärdienst ein, wobei er sich im Unterlassungs-
zeitpunkt (über mehr als zwölf Monate ununterbrochen) im Ausland aufhielt und kein be-
willigtes Gesuch um Auslandurlaub nachweisen kann. 

 

2.2 Orientierungstag, Rekrutierung und Schiesspflicht ausser Dienst 

In Rücksprache mit der Konferenz der kantonalen Verantwortlichen für Militär, Bevölke-

rungsschutz und Zivilschutz (KVMBZ) werden folgende Strafzumessungen empfohlen: 

 

 Orientierungstag 
Rekrutierung und andere 

Amtstermine 
Schiesspflicht 
ausser Dienst 

1. Vorfall DB Fr. 200 DB Fr. 200 bis Fr. 300  DB Fr. 200 

2. Vorfall DB Fr. 200 DB Fr. 300 bis Fr. 400  DB Fr. 300 

3. Vorfall 
DB Fr. 200 und Marschbefehl 

für die Rekrutierung  
(bei Orientierungstag) 

DB Fr. 500 bis Fr. 600 DB Fr. 400 

4. Vorfall 
− 

Überweisung  

an die Militärjustiz 

DB Fr. 600 bis Fr. 800  

ab 5. Vorfall DB Fr. 1’000 

DB = Disziplinarbusse 
 

2.3 Bemerkungen zum Nichteinrücken zur Rekrutierung 

Ein besonderes Augenmerk ist auf das Nichteinrücken zur Rekrutierung zu richten. Da das 

Risiko besteht, dass die Beschuldigten das Maximalalter für die Rekrutierung2 erreichen, 

bevor sie der Rekrutierung zugeführt werden können und ihre verfassungsmässige Wehr-

pflicht nur noch in Form einer Wehrersatzabgabe zu leisten haben, ist in diesen Konstella-

tionen die Wehrgerechtigkeit in besonderem Masse betroffen. Ziel ist, dass die Betroffenen 

vor Erreichen des Maximalalters durch den Untersuchungsrichter befragt und bei entspre-

chender Notwendigkeit durch eine medizinische Untersuchungskommission (UC) beurteilt 

werden, was mit Blick auf alle denkbaren Weiterungen des Verfahrens spätestens drei 

Jahre vor Erreichen des Maximalalters erfolgen sollte.  

 
2 Vgl. Art. 9 Abs. 2 und 3 des Bundesgesetzes über die Armee und die Militärverwaltung vom 3. Februar 1995 (Mili-

tärgesetz, MG; SR 510.10). 
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2.4 Grundausbildungsdienste (GAD) und Fortbildungsdienste der Truppe (FDT)3 

 

2.4.1 Grundsatz 

Diese Strafzumessungsempfehlungen verfolgen unter anderem das Ziel, Verfahren im Zu-

sammenhang mit Dienstversäumnissen zu einem Zeitpunkt abschliessen zu können, der 

vor der nächsten Dienstleistung liegt, so dass auch im Wiederholungsfall in der Regel je-

weils nur ein Dienstversäumnis pro Verfahren zu beurteilen ist. Auf diesen angestrebten 

Regelfall beziehen sich die nachfolgenden Regelstrafen4. Insbesondere in einer Über-

gangsphase wird es sich jedoch nicht vermeiden lassen, dass regelmässig mehrere Dienst-

versäumnisse gleichzeitig zu beurteilen sind. Die nachfolgende Ziffer 2.4.3 enthält Empfeh-

lungen, wie mit solchen Konstellationen umzugehen ist. 

 

2.4.2 Regelstrafen bei Dienstversäumnissen  

Bei erstmaligem Dienstversäumnis bzw. bei einem zweiten Dienstversäumnis, welches 

nach dem ersten Dienstversäumnis zu beurteilen ist, wird folgende Bestrafung empfohlen: 

1. Vorfall 

«kurze» Dienstleistung:  

Disziplinarbusse von  

Fr. 500 

«lange» Dienstleistung:  

Disziplinarbusse von  

Fr. 1’000 

2. Vorfall 

«kurze»  

Dienstleistung:  

Disziplinarbusse 

von Fr. 1’000 

«lange» Dienst-

leistung:  

Disziplinarbusse 

von Fr. 1’000 

«kurze» Dienst-

leistung:  

Disziplinarbusse 

von Fr. 1’000 

«lange» Dienst-

leistung: 

Überweisung an 

die Militärjustiz 

- «kurze» Dienstleistung: GAD/FDT bis zu 10 Diensttagen 
- «lange» Dienstleistung: GAD/FDT von mehr als 10 Diensttagen 

 

2.4.3 Kombination von «kurzen» und «langen» Dienstleistungen 

Bei gleichzeitiger Beurteilung von mehreren Dienstversäumnissen mit verschiedenen 

Dienstleistungskategorien wird folgende Bestrafung empfohlen: 

Anzahl zu beurtei-

lende Vorfälle 
«kurz» + «kurz» «kurz» + «lang» «lang» + «lang» 

2 Vorfälle 
Disziplinarbusse 

von Fr. 800 

Disziplinarbusse 

von Fr. 1’000 

Überweisung an die 

Militärjustiz 

3 und mehr  

Vorfälle 

Überweisung an die 

Militärjustiz 

Überweisung an die 

Militärjustiz 

Überweisung an die 

Militärjustiz 

 

2.4.4 Grundsätzliche Bemerkungen 

- Beim erstmaligen Nichteinrücken ist unabhängig von einem in der Stellungnahme des 

Dienstpflichtigen angedeuteten Willen zu einer Dienstverweigerung von einem Dienst-

versäumnis auszugehen. 

 
3  a. Grundausbildungsdienste (GAD): Rekrutenschule und Kaderausbildungsdienste; 

b. Fortbildungsdienste der Truppe (FDT): Ausbildungsdienste der Formationen, spezielle Ausbildungsdienste 
ausserhalb der Formation, Dienste von Durchdienenden nach der Grundausbildung. 

Vgl. im Einzelnen Anhang 1 zur Verordnung über die Militärdienstpflicht vom 22. November 2017 (VMDP; 
SR 512.21). 

4  Vgl. die Bemerkungen in Ziff. 1.3 betreffend Abstufungen in Bezug auf die Regelstrafen aufgrund der allgemeinen 
Strafzumessungskriterien gemäss Art. 182 Abs. 2 MStG sowie wegen besonders erschwerender oder besonders 
erleichternder Umstände. 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2017/810/de#annex_1
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- Beim zweiten Versäumnis eines GAD oder FDT ist bei einer Stellungnahme, die auf eine 

Dienstverweigerung hindeutet, an die Militärjustiz zu überweisen. Nur ein zweites fahr-

lässiges oder vorsätzliches Versäumnis soll disziplinarisch bestraft werden. 

- Bei zweimaligem Nichteinrücken in einen GAD oder FDT von mehr als 10 Diensttagen 

in der Folge ist in jedem Fall an die Militärjustiz zu überweisen. 

- Sind beim ersten Vorfall zwei «kurze» oder ein «kurzer» und ein «langer» Dienst gleich-

zeitig zu beurteilen, so lassen sich diese noch disziplinarisch erledigen. 

 

2.4.5 Folgen des Eintritts der Verfolgungsverjährung eines Dienstversäumnisses 

Nach Eintritt der Verfolgungsverjährung betreffend eine Dienstleistung, die nie Gegenstand 

eines militärstrafrechtlichen Verfahrens war, ist diese nicht als (erstmaliger) Vorfall mitzu-

zählen, zumal nicht festgestellt werden kann, ob der strafrechtliche Vorwurf einst berechtigt 

war (z.B. nicht zu erbringender Nachweis des Erhalts des Aufgebots für die betreffende 

Dienstleistung, fehlende Militärdienst- und/oder Einrückungsfähigkeit aus medizinischer 

Sicht etc.).5 
 

3 Inkrafttreten 

Die Empfehlungen des Oberauditors an Behörden für die Strafzumessung in Disziplinar-

verfahren nach Militärstrafgesetz vom 2. April 2024 werden aufgehoben. 

 

Diese Empfehlungen treten am 1. Juli 2025 in Kraft. 
 

 

Oberauditorat 

 

 

 

Dr. Stefan Flachsmann 

Oberauditor 

 

 

Geht an 

Disziplinarstrafbehörden des VBS und der zuständigen kantonalen Behörden 

 

z K an (via CUG) 

Präsident Militärkassationsgericht 

Präsidenten der Militärappellationsgerichte 1, 2 und 3 

Präsidenten der Militärgerichte 1, 2 und 3 

Chefs Untersuchungsrichterregionen 1, 2 und 3 

Untersuchungsrichter OA 

 

 
5  Dies würde quasi einer Schuldfeststellung bzw. einem Schuldspruch ohne rechtskräftige Verurteilung gleichkom-

men, was vor der Unschuldsvermutung nicht standhalten würde. 


